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1. Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
1.1 Aufstellungsbeschluss 

Die Gemeinde Katlenburg-Lindau hat die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 12 „Ehe-
malige Schule“ in dem Ortsteil Gillersheim beschlossen. 

 
1.2 Planbereich 

Der Planbereich befindet sich im Nordwesten des Ortsteiles Gillersheim nördlich der 
Schulstraße. Er grenzt auf seiner Nord-, Ost- und Südseite an bestehende Bebauungs-
pläne an. 

Der Planbereich wird auf dem Deckblatt dieser Begründung im Maßstab 1:5.000 dar-
gestellt. 

 
 
2. Planungsvorgaben 
 
2.1 Vorbereitende Bauleitplanung (Flächennutzungsplan) 

Der Flächennutzungsplan der Gemeinde Katlenburg- Lindau weist für den Geltungs-
bereich dieses Bebauungsplanes eine Fläche für den Gemeinbedarf mit der Zweck-
bestimmung Schule aus. Ein entsprechender Ausschnitt wird im Folgenden im Maßstab 
1:5.000 dargestellt. 

Im Zuge dieser Bebauungsplanung gemäß § 13a BauGB wird der Flächennutzungsplan 
berichtigt und es werden nunmehr eine Wohnbaufläche sowie entsprechend dem verblei-
benden Bestand eine Gemeinbedarfsfläche mit der Zweckbestimmung „Turnhalle“ in die 
Darstellungen aufgenommen. 

 
2.2 Natur und Landschaft (Gebietsbeschreibung) 

Das Gelände wird bislang durch eine Schule und Turnhalle genutzt. Freibereiche dienen 
als Schulhof bzw. als Zierfläche mit Rasen und einzelnen Gehölzen. Im Westen ist zur 
freien Landschaft eine Hecke vorhanden. Wertvolle Bestandteile von Natur und Land-
schaft sind nicht betroffen. 

 
 
3. Verbindliche Bauleitplanung 
 
3.1 Ziel und Zweck der Planung (Planungsabsicht) 

Nachdem die Schule Gillersheim durch den Landkreis Northeim aufgegeben worden ist, 
soll ihre Fläche in die umgebende Nutzung als Allgemeines Wohngebiet einbezogen 
werden. Lediglich die Turnhalle wird von der Gemeinde Katlenburg-Lindau übernommen 
und entsprechend weiter genutzt. 
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Ausschnitt Flächennutzungsplan, M 1 : 5.000 
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Berichtigung des Flächennutzungsplanes, M 1 : 5.000 
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Diese Bebauungsplanung steht im Zusammenhang mit der Innenentwicklung Gillersheims 
im Sinne des § 13a (1) BauGB, ohne dass eine zulässige Grundfläche, die den Grenzwert 
nach § 13a (1) Nr. 1 BauGB erreichen würde, festgesetzt wird. Durch die Planung wird 
kein Vorhaben ermöglicht, das eine Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung begründete. Es liegen auch keine Anhaltspunkte dafür vor, dass Belange des 
Artenschutzes oder Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundes-
naturschutzgesetzes beeinträchtigt werden könnten. Die Bebauungsplanänderung kann 
damit im beschleunigten Verfahren aufgestellt werden. Von einer Umweltprüfung mit 
anschließendem Umweltbericht wird gemäß § 13 (3) BauGB abgesehen. 

Derzeit ist vorgesehen, dass das Schulgebäude durch einen nicht störenden Gewerbe-
betrieb übernommen und weiter genutzt wird, wie es nach der Baunutzungsverordnung 
ausnahmsweise zulässig ist Dass dieser Betrieb diese Anforderung erfüllt und sich somit 
in die vorhandene und rechtlich verbindlich festgesetzte Wohnnachbarschaft einfügt, ist 
von ihm im Betriebsgenehmigungsverfahren nachzuweisen. 

 
3.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Entsprechend der auf drei Seiten umgebenden tatsächlichen Nutzung sowie auch der dort 
in verschiedenen Bebauungsplänen getroffenen Festsetzungen wird ein Allgemeines 
Wohngebiet festgesetzt. Dadurch soll eine Anpassung der zu erwartenden Nutzungen in 
diesem vorliegenden Planbereich an die Nachbarschaft erreicht werden. Intensivere 
Nutzungen, die mit erhöhten Emissionen verbunden sein könnten, wie zum Beispiel in 
einem Mischgebiet, sollen nicht ermöglicht werden, da dadurch die städtebauliche 
Verträglichkeit der unterschiedlichen Nutzungen in diesem Gesamtbereich in Frage 
gestellt wären. Darüber hinaus sind ohnehin sie Schutzansprüche in den festgesetzten 
Allgemeinen Wohngebieten der Nachbarschaft zu beachten, so dass eine intensivere 
Nutzungen innerhalb des vorliegenden Planbereiches schon aus immissionsschutzrecht-
lichen Gründen nicht realisierbar wäre. 

Die vorhandene Turnhalle wird ihrer beizubehaltenden Nutzung entsprechend als Fläche 
für den Gemeinbedarf ausgewiesen. 

Das Maß der baulichen Nutzung ermöglicht eine Bebauung, die sich an die Umgebung 
anpasst, aber auch eine flächensparende Bebauung zulässt. 

 
3.3 Bauweise, Baugrenzen 

Es wird keine bestimmte Bauweise festgesetzt, weil hierfür keine Notwendigkeit besteht. 
Durch die überbaubaren Flächen werden Abstände zu Nachbarsgrundstücken ein-
gehalten. Intern genügen die Vorschriften der Niedersächsischen Bauordnung für die 
Regelung von ausreichenden Bauabständen. 

 
3.4 Verkehr 

Die verkehrliche Erschließung des Gebietes erfolgt zum einen von Süden über die Schul-
straße, die weiteren gebietsverträglichen Verkehr ohne weiteres aufnehmen kann. Zum 
anderen besteht die Möglichkeit das Gebiet von norden über den Weg zu erreichen, der 
bislang schon entlang der Ostgrenze des Planbereiches verläuft und der nunmehr aus-
drücklich als Verkehrsfläche ausgewiesen wird. 
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Bei einer denkbaren Teilung des Plangebietes in Einzelgrundstücke kann eine Privat-
erschließung vorgesehen werden, die aber keiner eigenen Festsetzung im Bebauungs-
plan bedarf. Dadurch soll für die Zukunft eine flexible Nutzung des Gebietes ermöglicht 
werden. Ein öffentliches Interesse an der Festsetzung von Flächen für Erschließungs-
anlagen besteht nicht. 

Für die Turnhalle wird eine Fläche für Stellplätze vorgesehen, die bei entsprechendem 
Bedarf und unter Berücksichtigung der bestehenden Zuwegung zum Halleneingang sinn-
vollerweise nur hier realisiert werden kann. 

 
3.5 Grün 

Die vorhandene Hecke am Westrand des Planbereiches wird als zu erhalten festgesetzt, 
um ihre Funktion als zur Einbindung des Ortsrandes in die angrenzende freie Landschaft 
beizubehalten. 

Entlang des Nordrandes soll sie ergänzt werden, um eine Grüngliederung innerhalb 
dieses Bereiches zu erreichen. Dabei werden nur Sträucher vorgesehen, um 
nachbarrechtlichen Abstandsbestimmungen nicht zu widersprechen. 

Im Süden werden ebenfalls Beplanzungen vorgesehen, so dass entgegenstehende bau-
liche Nutzungen zugunsten der Freihaltung des bestehenden städtebaulichwirksamen 
Raumes nicht weiter nach Süden vordringen können. Zuwegungen für die rückwärtige 
Erschließung bleiben dabei möglich. Für Bäume werden höherrangige Anforderungen die 
Standortverträglichkeit gestellt, weil sie im Vergleich zu Sträuchern eine weiterreichende 
Wirkung haben. 

 
 
4. Zur Verwirklichung des Bebauungsplanes zu treffende Maßnahmen 
 
4.1 Altablagerungen, Bodenkontaminationen 

Altablagerungen oder Bodenkontaminationen sind im Bereich des Bebauungsplanes nicht 
bekannt. 

 
4.2 Bodenordnung 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
4.3 Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung des Baugebietes ist aufgrund der vorhandenen baulichen 
Nutzung bereits sichergestellt. 

 
4.4 Städtebauliche Werte 

Das Plangebiet hat eine Gesamtgröße von ca. 0,9549 ha 

davon sind 
Allgemeines Wohngebiet  0,6755 ha 
Gemeinbedarfsfläche - Turnhalle 0,2320 ha 
Verkehrsfläche  0,0474 ha 
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Die Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB hat zusammen mit dem Bebauungsplan Nr. 12  

„Ehemalige Schule" 

vom 17.02.2011 bis einschließlich 16.03.2011 

gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen und wurde vom Rat der Gemeinde Katlenburg-
Lindau beschlossen. 

Katlenburg, den 20.04.2011 
 
 
                                                             Siegel 
 
                                                                                                      gez. Uwe Ahrens 

Bürgermeister                           


